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der BRD mit sozialistischen Ländern abgeschlossenen Ver
träge keine Grenzrelelung getroffen hätten (Prof. Dr. W. 
Poeggel, Leipzig).. Neue Momente finden sich insbesondere in 
einer zunehmenden Deformierung des Selbstbestimmungs
rechts der Völker, in der Einführung der politisch-soziologi
schen Kategorie der Nation in das Völkerrecht sowie in einer 
territorialen Ausdehnung des sog. deutschen Wiedervereini
gungsgebots auf Österreich (Prof. Dr. G. Seidel, Berlin).

Sowohl die Aufrechterhaltung der traditionellen Theorie 
als auch deren den gegenwärtigen äußeren und inneren Exi
stenzbedingungen des Imperialismus der BRD entsprechende 
Modifizierung haben die politisch-juristische Legitimation 
revanchistischer Zielstellungen zum Inhalt. Zwar ist die bür
gerliche Völkerrechtslehre der BRD in bezug auf das „Offen
halten der deutschen Frage“ durch Differenziertheit der Posi
tionen gekennzeichnet; die gegenwärtig vorherrschenden 
Theorien tragen jedoch eindeutig revanchistischen Charakter 
und müssen als juristische Aggression gegenüber den osteuro
päischen sozialistischen Staaten bewertet werden (Prof. Dr.
L. Lukaszuk, Warschau),

Deformierung bürgerlich-demokratischer Prinzipien 
durch den Revanchismus

Das Erstarken des Revanchismus in der ersten Hälfte der 
80er Jahre hat in der BRD auch zu .bedeutsamen inneren Wir
kungen geführt. Hierzu gehört die kontinuierliche Untergra
bung und Aushöhlung der im Grundgesetz der BRD veran
kerten bürgerlich-demokratischen Normen. Auf gravierende 
und gefährliche Weise wird die in Art. 26 des Grundgesetzes 
enthaltene Friedenspflicht und die Verfassungswidrigkeit der 
Vorbereitung von Angriffskriegen durch das Forcieren des 
Revanchismus als Ideologie und praktische Politik negiert. 
Die Protektion revanchistischer Verbände in der BRD unter
läuft die in Art. 9 des Grundgesetzes enthaltene Bestimmung, 
wonach Vereinigungen, deren Zwecke sich gegen die verfas
sungsmäßige Ordnung und gegen den Gedanken der Völker
verständigung richten, verboten sind (Dr. sc. J. Urias, Mos
kau).

Die Aktivierung revanchistischer Ideologie und Politik 
steht auch in engem Zusammenhang mit der Verschärfung der 
sozialen Widersprüche in der BRD. Langanhaltende Massen
arbeitslosigkeit, Existenzangst und Perspektivlosigkeit für 
immer größer werdende Bevölkerungsgruppen erzeugen be
trächtliche soziale Konfliktpotentiale. Durch Schüren von 
Ausländerfeindlichkeit, Nationalismus, Chauvinismus und 
militantem'Antikommunismus sollen die tatsächlichen Ur
sachen der sozialen Gebrechen des Imperialismus verdeckt 
werden. Auf diese Weise versuchen die herrschenden Kräfte 
der BRD, die sozialen Konflikte in Bahnen zu lenken, die das 
staatsmonopolistische System nicht in Frage stellen (Prof. Dr.
M. Premßler, Leipzig).

Bei anderen gelesen

BRD-Gerichte zum Recht des Mieters,
Plakate gegen Raketenstationierung anzubringen
Die Stationierung US-amerikanischer nuklearer Mittelstrek- 
kenraketen und Marschflugkörper (Pershing II und Cruise 
Missiles) auf dem Territorium der BRD, gegen die namhafte, 
BRD-Juristen von Anfang an völkerrechtliche und verfas
sungsrechtliche Bedenken vorgetragen habeni hat auch die 
Gerichte der BRD beschäftigt. Allen voran hat das Bundes
verfassungsgericht Verfassungsbeschwerden gegen die Ra
ketenstationierung als unzulässig angesehen und Anträge auf 
Erlaß einer einstweiligen Anordnung zurückgewiesen.3 Ver
waltungsgerichte sind bei der Entscheidung der Frage, ob 
sich Richter und Staatsanwälte in Zeitungsanzeigen gegen die 
Raketenstationierung aussprechen dürfen, zu unterschied
lichen Ergebnissen gelangt.3 In der Zivilrechtsprechung ging 
es um die Frage, ob Mieter ohne Erlaubnis des Vermieters 
am Fenster ihrer Wohnung Plakate gegen die Raketenstatio
nierung anbringen dürfen.

Das Landgericht Tübingen4 hat dem Vermieter (Haus
eigentümer) das Recht zugesprochen, vom Mieter die Entfer
nung eines Plakats mit der Aufschrift „Pershing II, Cruise 
Missiles — nein“ zu verlangen. In der Urteilsbegründung wird 
hervorgehoben, daß der Vermieter in seinem Haus eine 
größere Anwaltskanzlei betreibt. Wörtlich heißt es: „Schon

der Umstand, daß er und zumindest einer seiner Kollegen 
politisch Anstoß an dem Inhalt des Plakates nehmen, ist ge
eignet, den sozialen Frieden im Haus zu stören. Es kommt 
außerdem entscheidend hinzu, daß für einen Außenstehenden 
nicht deutlich zu erkennen ist, ob das Plakat mit Duldung 
oder gar auf Veranlassung der Anwaltskanzlei angebracht 
worden ist. Daß ein solcher Eindruck, vor allem seinen Man
danten gegenüber, entsteht, braucht der Kläger nicht hinzu
nehmen. “

Demgegenüber ist das Landgericht Hamburg5 an die Be
urteilung der Frage, ob der Mieter ein Plakat gegen die Ra
ketenstationierung anbringen darf, zu Recht grundsätzlicher 
herangegangen. In dem Rechtsstreit hatte sich die Vermiete
rin auf § 23 des Formularmietvertrags berufen, wonach der 
Mieter zur Anbringung von Schildern u. ä. der schriftlichen 
Genehmigung des Vermieters bedarf. Das Amtsgericht hat die 
auf Unterlassung gerichtete Klage der Vermieterin abgewie
sen. Das Landgericht hat in seiner Entscheidung über die 
Berufung der Vermieterin u. a. ausgeführt:
Mit Recht hat das Amtsgericht angenommen, daß die Beklagten 
im vorliegenden Fall einen Anspruch auf Genehmigung zur An
bringung des Plakats haben, so daß der Unterlassungsanspruch 
nicht schon auf das Fehlen der Erlaubnis gestützt werden kann.

Das Anbringen von Plakaten der vorliegenden Art gehört zur 
Ausgestaltung des existentiellen Lebensmittelpunktes des Mie- 

. ters und damit zum sozialen Tatbestand „Wohnen“. Durch §23 
des Mietvertrags wird mithin der Mietgebrauch nicht unter Er
laubnisvorbehalt erweitert, sondern eingeschränkt. Dazu ist der 
Vermieter jedoch nur berechtigt, wenn er triftige Gründe dafür 
hat.

Hierbei kommt es auf eine Güterabwägung zwischen dem 
Recht des Mieters auf Lebensgestaitung und Meinungsäußerung 
(Art. 2, 5 GG) und der Eigentumsgarantie des Vermieters (Art. 14 
GG) an.

Eine Güterabwägung im vorliegenden Fall ergibt, daß das In
teresse der Beklagten, das Schild anzubringen, schwerer wiegt 
als die Belange der Klägerin. Zugunsten der Beklagten streitet 
nicht schon allein das Recht der freien Meinungsäußerung; es 
kann im vorliegenden Zusammenhang nicht von seinem Anlaß 
und seinem Inhalt losgelöst gewürdigt werden. Zwar kommt es 
nicht darauf an, ob man die Auffassung der Beklagten zur Sta
tionierung von Mittelstreckenraketen und Marschflugkörpern auf 
dem Gebiet der Bundesrepublik teilt. Erheblich erscheint indes, 
daß die Frage der Stationierung auf Dauer von existentieller Be
deutung nicht nur für die Beklagten, sondern für weite Teile der 
Bevölkerung in Europa, insbesondere auch in der Bundesrepu
blik, ist. Auch von den verantwortlichen Befürwortern der Aufstel
lung von Raketen wird nicht verkannt, daß aus Rüstung, Nach
rüstung und Nachnachrüstung eine Bedrohung erwächst, deren 
Folgen unabsehbar sind und die es — auf welche Weise auch im
mer — zu vermeiden gilt. Allein schon das Bewußtsein dieser Ge
fährdung wachzuhalten und einer verbreiteten Gleichgültigkeit 
sowie einer Bagatellisierung der Bedrohung entgegenzutreten, 
geht weit über den Rahmen einer sonst üblichen politischen Mei
nungsäußerung hinaus.
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